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Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 
Ausschuss für Stadtent-
wicklung und Verkehr 

03.09.2020 Vorberatung 

Ausschuss für Stadtent-
wicklung und Verkehr 

17.09.2020 Entscheidung 

 
Radverkehrsförderung in Norderstedt  
hier: Herstellung einer Radverkehrsanlage in der Marommer Straße  

 
Beschlussvorschlag: 

 
Der Planung für die neue Radverkehrsanlage im nördlichen Abschnitt der Marommer Straße 
wird zugestimmt und diese wird zur Umsetzung freigegeben. 
 
 
Sachverhalt: 
 

Anlass 
Die Marommer Straße ist Bestandteil des städtischen Radverkehrsnetzes und als Hauptrou-
te deklariert. Gleichzeitig handelt es um eine Hauptverkehrsstraße aus dem Vorbehaltsnetz. 
Daneben ist sie eine wichtige Ost-West-Verbindung – insbesondere für den Schülerverkehr – 
und fungiert als Nahtstelle zwischen den Velorouten 1 und 2.  
Durch die Fortschreibung des Radverkehrskonzeptes wurden Qualitätsstandard für das Rad-
routennetz festgelegt. Für das Radverkehrsnetz wurden von einem Gutachterbüro Hand-
lungsempfehlungen erarbeitet.  
 
Problemstellung 
Auf der Nordseite der Marommer Straße existiert derzeit keine Radverkehrsanlage. Der 
Gehweg kann nicht für den Radverkehr freigegeben werden, da gemäß ERA selbst bei ge-
ringer Nutzungsintensität im Rad- und Fußverkehr die Breite mindestens 2,50 Meter betra-
gen muss. Eine verpflichtende Benutzung der Seitenbereiche ist aufgrund der verhältnismä-
ßig geringen Verkehrsbelastung nicht geboten.                                                                                                                                                                                           
Dies entspricht nicht dem formulierten Standard für eine Hauptradroute. Da der Gehweg 
nicht für den Radverkehr freigegeben ist, müssen die Radfahrenden die Fahrbahn gemein-
sam mit dem Kfz-Verkehr nutzen. Demzufolge ist die Beschwerdelage aufgrund folgender 
Sachverhalte hoch: 

1. Radfahrende fahren auf dem nördlichen Gehweg (Konflikte zwischen Zufußgehenden 

und Radfahrenden) 

2. Radfahrende benutzen den südlichen Radweg in der falschen Richtung (Unfallgefahr, 

bereits eine Unfallerfassung 2020) 

3. Radfahrende müssen in westlicher Richtung im Mischverkehr fahren (Subjektives Si-
cherheitsempfinden). 
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Maßnahme 
Für den Radverkehr kann auf der Nordseite eine neue Radverkehrsanlage nur hergestellt 
werden, wenn folgende Eingriffe in den Straßenraum vorgenommen werden: 

1. Im ersten Abschnitt vom Kreisverkehr Ulzburger Straße bis Bogenstraße ist die Breite 

der Nebenflächen für einen getrennten Geh- und Radweg nicht ausreichend. Der Er-

werb von Privatflächen ist in diesem Bereich nicht zielführend, weil die Privatgärten 

unmittelbar bis an die Verkehrsfläche heranreichen. Daher besteht dort keine andere 

Möglichkeit, als einen Schutzstreifen mit 1,25 Meter auf der Fahrbahn zu markieren. 

Die verbleibende Restfahrbahnbreite würde mindestens 5,70 Meter betragen. Damit 

wären auch die Busbetriebe (VHH und HVV) einverstanden.  

 

2. Von der Bogenstraße bis zum Kohfurth kann ein 1,60 Meter breiter Radweg zuzüglich 

Sicherheitstrennstreifen zur Fahrbahn und zum Gehweg baulich angelegt werden. 

Dafür müssten in diesem Abschnitt etwa 40 Parkplätze entfallen, damit die Parkbucht 

in einen Radweg umgewandelt werden kann. Dort, wo heute schon keine Parkplätze 

mehr bestehen, können zusätzlich städtische Flächen in Anspruch genommen wer-

den, die gegenwärtig verpachtet sind (Aurikelstieg 45, Marommer Stieg 1 und Maro-

mmer Straße 21 und 23). 

 

3. Um im Bereich des bahnbegleitenden Radweges (auf Höhe Coppernicusstraße) re-

gelkonforme Rad- und Gehwege herstellen zu können, könnten mit den Eigentümern 

der angrenzenden privaten Flächen Grunderwerbsverhandlungen aufgenommen 

werden. Dabei würde es um geringfügige Flächenankäufe gehen. Sollten diese Ver-

handlungen scheitern, könnten alternativ die Grünfläche und die drei Bäume entfernt 

werden, um einen getrennten Geh- und Radweg zu realisieren. In der Straße Koh-
furth könnte der neue Radweg dann an den bestehenden angeschlossen werden. 

Diese Maßnahme wurde in der AG Radverkehr erörtert und dort einstimmig befürwortet. 
 
 
Finanzierung: 
 

Für diese Maßnahme belaufen sich die Kosten auf etwa 300.000,00 €, die aus dem Budget 
der AG Radverkehr (541000/785206) bezahlt werden können. Nach einem positiven Be-
schluss würde beim Kreis Segeberg ein Fördermittelantrag gestellt, bei dem eine Förderung 
von bis zu 70 Prozent der zuwendungsfähigen Kosten möglich ist. Für den barrierefreien 
Ausbau der Bushaltestelle werden ebenfalls Fördermittel beantragt. 
Aufgrund der Abschaffung des Kommunalabgabengesetzes (KAG) fallen für die Anliegerin-
nen und Anlieger keine Beitragszahlungen für diese Maßnahme an. 
 
Ausblick 
Die Maßnahme könnte im Jahr 2022 umgesetzt werden.  
 
 
Anlage: 1 Lageplan 
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